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Informationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Bonn, den 17. August 1978 

Steuerpaket 
verbessern 
Das von der Bundesregierung vorgelegte 
Steuer- und Konjunkturprogramm reicht nicht 
aus, um die erhoffte Initialzündung zur 
Belebung der Konjunktur und damit zum 
Abbau der Arbeitslosigkeit zu bewirken, 
erklärte Helmut Kohl auf der ersten Sitzung 
des Präsidiums nach der Sommerpause. Die 
Union wird dafür sorgen, daß diese Vorlagen 
zügig im Bundestag und Bundesrat beraten 
und verbessert werden. Dazu werden 
entsprechende Vorlagen eingebracht werden. 

°as Präsidium der CDU beriet außerdem die poli- 
tische Arbeit für den Herbst. Die bevorstehenden 
Landtagswahlen in Hessen und Bayern erfordern 
den konzentrierten Einsatz der ganzen Union. Die 
CDU geht entschlossen, mit Zuversicht und guten 
Erfolgsaussichten in diese Wahlauseinanderset- 
zung. In Hessen macht die CDU dem Bürger das 
Angebot einer freiheitlichen Politik, um nach jahr- 
zehntelanger Herrschaft der SPD endlich eine 
überale Politik für Hessen verwirklichen zu kön- 
nen. Das Präsidium der CDU sichert Alfred Dreg- 
ger jede Unterstützung zu, um eine regierungs- 
fähige Mehrheit der CDU in Hessen zu erkämpfen, 
•m Vordergrund der politischen und parlamenta- 
rischen Arbeit der Union werden die Beseitigung 
der Arbeitslosigkeit, die Sicherung der Zukunfts- 
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Präsidium würdigt die Leistungen 
von Hans Filbinger 
Das Präsidium würdigt die großen Leistungen des baden-württembergischen 
Ministerpräsidenten Dr. Hans Filbinger, der sich um sein Land, um die Bun- 
desrepublik Deutschland und um die Union hervorragende Verdienste er- 
worben hat. In seiner zwölfjährigen Amtszeit als Ministerpräsident ist Baden- 
Württemberg zuroA/orbild politischer und wirtschaftlicher Stabilität geworden. 
Die CDU hat Respekt vor der schweren Entscheidung ihres stellvertretenden 
Vorsitzenden, das Amt des Ministerpräsidenten niederzulegen. Sie begrüßt 
ausdrücklich, daß Hans Filbinger Landesvorsitzender und stellvertretender 
Bundesvorsitzender der CDU bleibt. 

Das Präsidium der CDU appelliert an alle politischen Kräfte in der Bundes- 
republik Deutschland, das Verständnis für die deutsche Geschichte zu stärken 
und so zum inneren Frieden beizutragen. Helmut Kohl erinnert an die Lei- 
stungen und an das Opfer aller, die im Krieg ihren Dienst erfüllt haben. 
Millionen deutscher Soldaten haben ihr Leben für ihr Vaterland gegeben. 
Niemand ist berechtigt, dieses Opfer in ein Zwielicht zu rücken. Der Dienst 
deutscher Soldaten darf nicht in einen durch nichts zu rechtfertigenden Zu- 
sammenhang mit den Verbrechen des NS-Regimes gebracht werden. Die 
CDU würdigt die großen Leistungen unserer Soldaten sowie die Leiden der 
Kriegerwitwen und ihrer Angehörigen. 

(Fortsetzung von Seite 1) 

Chancen der jungen Generation, der 
Abbau der leistungshemmenden Be- 
steuerung, die Energiepolitik und die 
Familienpolitik stehen. Helmut Kohl be- 
tont, daß die Union die Bundesregie- 
rung weiterhin zu jedem dieser drän- 
genden Probleme mit konkreten Lö- 
sungsvorschlägen konfrontieren wird. 
Die von der inneren Zerrissenheit der 
SPD/FDP-Koalition bewirkte Untätigkeit 
und Unfähigkeit der Bundesregierung in 
den entscheidenden Fragen hat zu 
einem Stillstand der Politik geführt, der 
unserem Land schadet 

• INFORMATION 

Giftmüll: CDU/CSU verlangt 
Auskunft 
Die anhaltenden Auseinandersetzungen 
um die Lagerung amerikanischer Gift- 
abfalle in der hessischen Giftmülldepo- 
nie Herfa-Neurode hat die CDU/CSU 
veranlaßt, vom Bundesgesundheitsmini- 
sterium Auskunft über Art und Gefähr- 
lichkeit des Giftstoffes zu verlangen, in 
einem Schreiben an Bundesgesund- 
heitsministerin Antje Huber wies CDU/ 
CSU-Fraktionsgeschäftsführer Philipp 
Jenninger auf das große Aufsehen hin, 
das diese Lagerung bei der Bevölke- 
rung hervorgerufen habe. Das Ministe- L 
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rium soll vor allem konkret sagen, um 
welchen Giftstoff es sich handelt, wie er 
reagiert, wenn er mit Wasser oder Luft 
in Berührung kommt, und wie hoch die 
tödliche Dosis bei Menschen und ande- 
ren Lebewesen ist. Ferner will die Op- 
position wissen, wie kontrolliert wird, 
daß es sich wirklich um den angegebe- 
en Giftstoff handelt und nicht um 
einen vielleicht gefährlicheren, der teil- 
weise mit abgepackt sein könnte. 

Mit der Branntweinsteuer 
gegen den Alkoholismus 
Der jugendpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion, Hermann Kroll- 
Schlüter, hält es für überlegenswert, 
angesichts von 200 000 Alkoholabhängi- 
gen in der Bundesrepublik zehn Pro- 
zent des bisherigen Aufkommens aus 
der Branntweinsteuer zweckgebunden 
für den Kampf gegen den Alkoholismus 
einzusetzen. Kroll-Schlüter regte an, 
diese Mittel nach dem Vorbild der 
Schweiz zum Zwecke der Vorbeugung, 
Behandlung und Forschung zu verwen- 
den. 

Friedensnobelpreis für 
Dissidenten der UdSSR 
Die Mitglieder des außenpolitischen Ar- 
beitskreises der Bundestagsfraktion 
wurden von ihrem Vorsitzenden Werner 
Marx gebeten, einer Initiative zuzustim- 
men, die beabsichtigt, das Komitee für 
die Verleihung des Friedensnobelprei- 
ses aufzufordern, diesen Preis den Dis- 
sidenten in der Sowjetunion zu verlei- 
hen. Obwohl — bedingt durch die Par- 
lamentsferien — manche Abgeordnete 
nicht zu erreichen waren, traten spon- 
tan 59 Abgeordnete dieser Aktion bei. 
Marx teilte mit, daß er nunmehr die 
Abgeordneten   der   gesamten   Fraktion 

einladen wird, diese Initiative mitzutra- 
gen. 

Er weist zugleich darauf hin, daß mit 
seinem Vorschlag nicht nur die bekann- 
ten Dissidenten wie Orlow, Ginzburg, 
Stransky und Petkus gemeint sind, son- 
dern daß diese Namen für viele Hunder- 
te politischer Gefangenen stehen, die 
wegen ihres tapferen Eintretens für die 
Menschenrechte und für die Vereinba- 
rung der KSZE-Beschlüsse in der So- 
wjetunion in Gefängnissen und psychia- 
trischen Kliniken festgehalten und ge- 
quält werden. 

Hilfe für kinderreiche Familien 
Die Vorsitzende der Frauenvereinigung 
Helga Wex, MdB, hat sich dafür ausge- 
sprochen, kinderreichen Familien den 
Erwerb von Wohnungseigentum künftig 
zu erleichtern. Kinderreiche Familien 
sollen das Recht erhalten, Abschrei- 
bungsmöglichkeiten für zwei Wohnob- 
jekte auf ein Vorhaben zu konzentrie- 
ren. Unter Verzicht auf die erhöhte Ab- 
schreibung für ein zweites Objekt sol- 
len sie wählen können, entweder 16 
Jahre lang fünf Prozent oder aber acht 
Jahre lang zehn Prozent des Wertes 
abzuschreiben. 

Abwägung von Grundordnung 
und Grundfreiheiten 
Zur Veröffentlichung des Berichts der 
Kammer der EKD für öffentliche Verant- 
wortung zur Frage der Beschäftigung 
von Verfassungsfeinden im öffentlichen 
Dienst erklärte Heiner Geißler: Das un- 
mißverständliche Eintreten der Kammer 
für die Nichtzulassung von Verfas- 
sungsfeinden zum öffentlichen Dienst 
ist außerordentlich hilfreich. Zuzustim- 
men ist der Kammer gleichfalls, daß 
zwischen der Verteidigung der staatli- 
chen Grundordnung und den Grundfrei- 



UiD 29 • 17. August 1978 • Seite 4 

heiten des einzelnen gegenüber dem 
Staat ein Spannungsverhältnis besteht, 
das sorgfältige Abwägung sowie ein 
rechtsstaatliches und in allen Bundes- 
ländern gleiches Verwaltungsverfahren 
auf gesetzlicher Grundlage erfordert. 
Die CDU wird die Anregungen der EKD 
zur Ausgestaltung und klaren Begren- 
zung der Überprüfungspraxis in ihre 
Überlegungen einbeziehen. 

Verständigung in der 
Eigentumspolitik 
Die Zusage des DGB-Vorsitzenden 
Heinz Oskar Vetter zu einer Einladung 
der Bundestagsfraktion zu einem Ge- 
spräch über deren Entwurf eines Geset- 
zes zur Förderung freiwilliger betriebli- 
cher Gewinn- und Kapitalbeteiligung 
begrüßte der eigentumspolitische Spre- 
cher der Fraktion, Elmar Pieroth, MdB, 
und gab seiner Freude Ausdruck über 
das in Vetters Schreiben ausgedrückte 
Bestreben, „möglicherweise zu einer 
gewissen Verständigung zu gelangen". 
Für das Gespräch ist ein Termin bald 
nach der Sommerpause vorgesehen. 
Pieroth erklärte, entgegen gelegentli- 
chen Befürchtungen von Gewerk- 
schaftsseite sei in keiner Weise daran 
gedacht, die Position der Gewerkschaf- 
ten durch die Arbeitnehmerbeteiligung 
in irgendeiner Beziehung zu schmälern. 

Aufklärung über 
DDR-„Westarbeit" 
Über das erschreckende Ausmaß der 
gegen den freien Teil Deutschlands ge- 
richteten sog. Westarbeit der DDR for- 
derte die Bundestagsfraktion von der 
Bundesregierung in einer Parlamentari- 
schen Anfrage Aufklärung. Zu der An- 
frage erklärte der Vorsitzende des Ar- 
beitskreises Innen- und Rechtspolitik 
der Fraktion, Heinz Eyrich, die Bundes- 

republik Deutschland sei durch die Tä- 
tigkeit organisierter Kommunisten un- 
gleich stärker bedroht als ihre westli- 
chen Nachbarn. Die mit Abstand stärk- 
ste kommunistische Partei unseres Lan- 
des wird vom Regime der DDR gesteu- 
ert und finanziert. Diese besondere Si- 
tuation verlangt eine umfassende öf- 
fentliche Aufklärung über die Versuche 
des DDR-Regimes, mit Hilfe der DKP 
und ihrer zahlreichen Neben- und Hilfs- 
organisationen subversiv gegen die 
Bundesrepublik Deutschland zu arbei- 
ten. 

Verschärfung des 
Generationenkonflikts 
Mit einer Großen Anfrage zur Situation 
älterer Menschen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland hat sich die Bundes- 
tagsfraktion an die Bundesregierung 
gewandt. Darin begehrt die Opposition 
Auskunft über die materielle Absiche- 
rung, die Wohnverhältnisse und den 
Grad der Einbindung älterer Mitbürger 
in die Gesellschaft. 

Bei der Veröffentlichung der Anfrage in 
Bonn warnten die Abgeordneten Burger 
als familienpolitischer Sprecher der 
Fraktion und Gerhard Braun als Vorsit- 
zender der Fraktionsarbeitsgruppe für 
ältere Menschen vor einer Verschär- 
fung des Generationenkonflikts in der 
Bundesrepublik. Alte Menschen würden 
allzu leicht aus Nützlichkeitserwägun- 
gen als Ballast für die arbeitende Be- 
völkerung abgetan. 

Die Situation der älteren Menschen sei 
durch eine weitgehende Isolation in der 
Gesellschaft gekennzeichnet. Es stelle 
sich die Frage, ob sich die herkömmli- 
chen Einrichtungen der Altenbetreuung 
bewährt hätten und ob der einzelne 
nicht mehr als bisher auf die Phase des 
Alters vorzubereiten sei. 
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STEUERN / KONJUNKTUR 

Sieben-Punkte-Programm 
zur Regierungsvorlage 
Die Finanz- und Steuerbeschlüsse 
der Bundesregierung haben in der 
deutschen Öffentlichkeit über- 
wiegend ein zurückhaltendes, in 
der Einschätzung ihrer konjunktur- 
und arbeitsmarktpolitischen Wir- 
kungen teilweise recht kritisches 
Echo gefunden. Sie sind offensicht- 
Üch mehr ein Versuch zur Belebung 
der Koalition als der Konjunktur, 
Jjjehr zur Förderung der vom 
Wählerverlust betroffenen FDP als 
der Beschäftigung. Dies stellte der 
stellvertretende Parteivorsitzende, 
Ministerpräsident Gerhard Stolten- 
berg, nach der Präsidiumssitzung 
•n Bonn vor der Presse fest 

C inige Einzelpunkte des umfangrei- 
^ chen Paketes können aus der Sicht 
der Union positiv bewertet werden. Die 
Qeplante Beseitigung des Tarifsprungs 
ln der Einkommensteuer und die Erhö- 
hung des Kindergeldes entsprechen 
Forderungen, die wir seit Jahren vertre- 
ten. Schwerwiegende Mängel der Vorla- 
sen sind, daß die konjunktur- und be- 
schäftigungspolitisch vordringliche 
Senkung ertragsunabhängiger Steuern 
erst zum Januar 1980 geplant ist und 
keine Vorschläge zur Vereinfachung 
des Steuersystems gemacht wurden. 

Damit würde die Steuer- und Finanzpoli- 
tik den im nächsten Jahr dringend not- 
wendigen starken Impuls zur Verbesse- 
rur>g der Lage der Wirtschaft und des 

Arbeitsmarktes nicht angemessen lei- 
sten. Das für 1979 angestrebte Wachs- 
tum des Bundeshaushalts fällt mit 8,4 
Prozent zu hoch aus. So würde der 
Spielraum für steuerliche Entlastungen 
sehr eingeschränkt. 

Bundestag und Bundesrat sind durch 
das Verfahren und die Terminplanung 
der Bundesregierung erneut unter 
einen gefährlichen Zeitdruck gesetzt. 
Die Fehler der vergangenen Jahre 
wiederholen sich: Zunächst lehnt die 
Bundesregierung steuerliche Maßnah- 
men ab. Erst im Sommer nimmt sie 
nach langem öffentlichen Drängen 
einen Kurswechsel vor, um dann kurz- 
fristig Steuer- und Finanzvorlagen für 
den folgenden 1. Januar einzubringen. 

Dieses bedenkliche Verfahren, das wir 
jetzt zum dritten Male erleben, verbaut 
die Chancen einer wirklich durchdach- 
ten langfristigen Reform und damit 
einer dringend notwendigen Vereinfa- 
chung des Steuersystems. Man kann 
eine überzeugende Steuerpolitik nicht 
in der Form des Krisenmanagements 
betreiben. Dies wiegt um so schwerer, 
weil vor allem mit der für 1980 geplan- 
ten Abschaffung der Lohnsummensteu- 
er weitreichende Struktur- und Aus- 
gleichsprobleme der gesamten Finanz- 
wirtschaft von Bund, Ländern und Ge- 
meinden verbunden sind, die nicht in 
kurzer Zeit befriedigend gelöst werden 
können. 
Es ist ein schwerer Fehler der Bundes- 
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regierung, daß sie nicht rechtzeitig mit 
den Bundesländern und den kommuna- 
len Spitzenverbänden über diese Fra- 
gen gesprochen hat. Die daraus er- 
wachsenden Schwierigkeiten muß sie 
politisch allein vertreten. 

Die Union wird in der Behandlung der 
Finanz- und Steuervorlagen folgende 
grundsätzliche Positionen einnehmen: 

O Die angekündigten Vorschläge der 
Bundesregierung werden in zwei Ge- 
setzgebungsverfahren zu behandeln 
sein. 

Zum 1. Januar 1979 sollte die Neurege- 
lung der Einkommensteuer und über 
die Regierungsvorlage hinaus eine Sen- 
kung der ertragsunabhängigen Steuern 
erfolgen. Ohne Zeitdruck muß in Ver- 
bindung mit der von uns grundsätzlich 
bejahten Abschaffung der Lohnsum- 
mensteuer die Neuregelung der Steuer- 
verteilung und die Entscheidung über 
eine eventuelle Erhöhung der Mehr- 
wertsteuer vorgenommen werden. 

© Wir sind für die Beseitigung des 
Tarifsprungs und die Erhöhung von 
Freibeträgen bei der Einkommensteuer. 
Es wird zu prüfen sein, ob die Vor- 
schläge der Bundesregierung hier im 
einzelnen noch verbessert werden kön- 
nen. 

0 Wir werden beantragen, zum 1. Ja- 
nuar 1979 eine Senkung bei den er- 
tragsunabhängigen Steuern vorzuneh- 
men. Es gibt gute Argumente dafür, 
beispielsweise die Gewerbekapitalsteu- 
er zu  diesem  Zeitpunkt  abzuschaffen. 

Der für alle Gemeinden entstehende 
Steuerausfall von rund 2 Milliarden DM 
könnte durch eine Erhöhung des Ge- 
meindeanteils an der Einkommensteuer 
von 14 auf 15 Prozent bzw. eine Sen- 
kung der Gewerbesteuerumlage, die sie 
an Bund und Länder abführen, ausge- 
glichen werden, ohne daß sich Verzer- 

rungen in der kommunalen Finanzkraft 
ergeben. 

O Wir legen besonders Wert auf die 
von Bundesrat und der CDU/CSU im 
Bundestag seit langem geforderte Erhö- 
hung der Investitionszulagen für die Zo- 
nengrenz- und Fördergebiete von 7,5 
Prozent auf 10 Prozent zum 1. Januar 
1979. Der Bundesrat hat wiederholt in 
seinen Beschlüssen die Korrektur der 
1973 vorgenommenen Kürzung bean- 
tragt. 

© Die Lohnsummensteuer sollte ab 
1980 abgeschafft werden. Falls die Aus- 
gleichsprobleme für die besonders be- 
troffenen großen Städte kurzfristig zu 
schwierig werden, muß geprüft werden, 
ob eine Beseitigung in zwei Stufen sinn- 
voll ist. 

© Die familienpolitischen Initiativen 
der Bundesregierung reichen noch 
nicht aus. Wir beurteilen die von uns 
seit langem geforderte Erhöhung des 
Kindergeldes und die Verbesserung des 
Mutterschutzgesetzes grundsätzlich po- 
sitiv. Wir behalten uns vor, im Gesetz- 
gebungsverfahren zusätzliche Anträge 
zu stellen. !n diesem Zusammenhang ist 
an den Beschluß des Bundesrates für 
die Wiedereinführung von Kinderfreibe- 
trägen im Einkommensteuerrecht zu 
erinnern. 

O Eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
kann als Beitrag zur Steuerharmonisie- 
rung in der Europäischen Gemeinschaft 
nur im Zusammenhang mit weiterge- 
henden Steuerentlastungen in Betracht 
kommen. 

Vordringlich sind nach unserer Auffas- 
sung erste wirksame Schritte zur Ver- 
einfachung des Steuersystems. Wir be- 
halten uns nach den Versäumnissen der 
zuständigen Bundesregierung eigene 
Initiativen vor. In Frage kommen neben 
der   Beseitigung   der   Gewerbekapital- 
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Steuer u. a. die Grunderwerbsteuer und 
die Kraftfahrzeugsteuer. 
D'e erforderlichen steuerpolitischen 
Entscheidungen werden nicht allein ge- 
nügen, einen sich selbst tragenden wirt- 
schaftlichen Aufschwung und eine 
9rundlegende Verbesserung der Lage 
aiJf dem Arbeitsmarkt zu erreichen. Die 
,ns Stocken geratenen Bemühungen um 
den Abbau investitionshemmender Vor- 
schriften müssen von der Bundesregie- 
rLJng nachdrücklich wieder aufgenom- 
men werden. 
Dazu gehört auch die Abstimmung der 
energiewirtschaftlichen Investitionen 
m't den Umweltschutzvorschriften. 
Neue Beitragserhöhungen, z. B. bei der 
Arbeitslosenversicherung, können für 
den Fall einer weiterhin unbefriedigen- 
den wirtschaftlichen Entwicklung die 
Wirkungen der Steuerentlastung weit- 
gehend zunichte machen. 

Besondere Risiken erwachsen aus der 
9efährlichen Währungssituation. Die 
Beschlüsse des Bonner Währungsgip- 
fels haben zu keiner Beruhigung ge- 
führt. Die Lage hat sich im Gegenteil in 
den letzten Wochen weiter verschlech- 
tert. 
Die Absicht der Bundesregierung, ge- 
meinsam mit anderen Mitgliedsstaaten 

der Europäischen Gemeinschaft zum 1. 
Januar 1979 eine Zone der Währungs- 
stabilität zu schaffen, wirft schwerwie- 
gende Probleme auf. Ein Währungsver- 
bund mit einem Reservefonds, der gro- 
ßenteils aus Währungsreserven der 
Bundesbank finanziert werden soll, ver- 
spricht nach den Rückschlägen der 
letzten Jahre nur Erfolg, wenn es zu 
einer wirksamen Koordinierung der 
Konjunkturpolitik kommt. 

Auch andere wichtige Fragen sind un- 
geklärt: Wie sollen Änderungen der Leit- 
kurse innerhalb des Verbundes erfol- 
gen? Gibt es eine Verpflichtung für die 
Beteiligten, bei höheren Inflationsraten 
eine Anpassung vorzunehmen? Soll der 
Europäische Währungsfonds nur ein 
Abrechnungspool sein oder eigene In- 
vestitionsrechte erhalten? Wer verwal- 
tet ihn? Wie ist das Verhältnis des ge- 
planten Reservefonds zu den Ziehungs- 
rechten des internationalen Währungs- 
fonds? Hier sind gegenüber dem nur in 
Umrissen bekannten vorläufigen Kon- 
zept substantielle Klarstellungen und 
Verbesserungen erforderlich. Falls die 
offenen Fragen nicht in den nächsten 
Monaten befriedigend geregelt werden 
können, muß der Terminplan geändert 
werden. 

Die Forderungen der Gemeinden 
•ro Interesse der Gemeinden ist 
e|ne Steuerpolitik geboten, die 
Leistungen und Investitionen für die 
Zukunft belohnt und nicht behindert, 
"eil dadurch allein dauerhaft Wirt- 
schaftskraft, Arbeitsplätze und 
"inanzausstattung von Bund, 
•-ändern und Gemeinden gesichert 
werden, stellte Horst Waffenschmidt, 
Bundesvorsitzender der Kommunal- 

politischen Vereinigung, zur 
aktuellen Steuerdiskussion vor der 
Presse in Bonn fest. 

Die Gemeinden müssen in vielfältiger 
Weise die negativen Folgen der ge- 

samtwirtschaftlichen Situation tragen. 
Annaltende hohe Arbeitslosigkeit und 
eine restriktive Rentenpolitik belasten 
die Gemeinden  nachhaltig. Steuersen- 
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kungen dürfen nicht erneut schwer- 
punktmäßig zu Lasten der Gemeinden 
erfolgen. 

Bundestag, Bundesrat und Bundesre- 
gierung werden aufgefordert, steuer- 
rechtliche Maßnahmen mit einem auf- 
gabengerechten finanziellen Ausgleich 
für die Gemeinden zu verbinden. Dabei 
geht es nicht nur um den Ausgleich des 
Einnahmeausfalls durch Fortfall der 
Lohnsummensteuer. Geschieht dies 
nicht, so wird sich die Talfahrt der 
kommunalen Investitionen fortsetzen 
und damit auch private Investitionen 
behindern, deren Voraussetzung kom- 
munale Investitionen sind. 

Die Steuerbeschlüsse der Bundesregie- 
rung belasten die Gemeinden mit Ein- 
nahmeverlusten beziehungsweise Mehr- 
ausgaben von rund 7 Milliarden Mark 
jährlich. Das sind im einzelnen: 

— Einnahmeausfall durch Tarifreform 
über 14 Prozent Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer und über die Einbu- 
ßen bei den Finanzausgleichsgesetzen 
der Länder = rund 3  Milliarden  Mark. 
— Erhöhung der Freibeträge bei der 
Gewerbeertragsteuer und Abbau der 
Lohnsummensteuer ~ rund 3,5 Milliar- 
den Mark. 

— Erhöhung der Mehrwertsteuer, Bela- 
stung der Gemeinden nach Abzug der 
Mehreinnahmen über Finanzausgleichs- 
gesetze der Länder =» rund 400 Millio- 
nen Mark. 

Zu diesen Auswirkungen der Steuerbe- 
schlüsse der Bundesregierung kommt 
der Umstand, daß die Gemeinden noch 
rund 3 Milliarden Mark jährliche Bela- 
stung aus den Steuerbeschlüssen des 
Jahres 1977 zu verkraften haben. Ferner 
wird die neue Rentengesetzgebung die 
Gemeinden bei der Sozialhilfe in den 
nächsten 3 Jahren mit zusammen 5 bis 
6  Milliarden   Mark   zusätzlich  belasten. 

Um die Finanzausstattung der Gemein- 
den mittelfristig zu sichern, ist eine 
Kombination folgender Maßnahmen 
notwendig: 

O Die Anhebung des Gemeindean- 
teils an der Einkommensteuer von jetzt 
14 Prozent auf 15 Prozent ab 1. Januar 
1979. Mehreinnahme für die Gemeinden 
rund 1,3 Milliarden Mark jährlich. 

® Die weitere Anhebung des Gemein- 
deanteils an der Einkommensteuer auf 
16 Prozent ab 1. Januar 1980. Mehrein- 
nahme für die Gemeinden rund 1,3 Mil- 
liarden Mark jährlich. 

0 Steuerausfälle im Gewerbesteuer- 
bereich müssen soweit wie möglich 
durch Senkung der Gewerbesteuerum- 
lage ausgeglichen werden, die die Ge- 
meinden an Bund und Länder zu zahlen 
haben. Damit ist eine eindeutige Ziel- 
setzung angegeben. 

Da die Bundesregierung bei ihren Vor- 
stellungen im Gewerbesteuerbereich 
von einer Kombination Abbau der Lohn- 
summensteuer, Anhebung der übrigen 
Gewerbesteuer in diesen Gemeinden 
auf Bundesdurchschnitt und Anhebung 
der Freibeträge bei der Gewerbeer- 
tragsteuer ausgeht, kann die Höhe der 
Umlagesenkung bei Realisierung dieser 
Vorschläge zur Zeit noch nicht genau 
angegeben werden. Die Bundesregie- 
rung muß hier umgehend Klarheit über 
ihr Konzept schaffen. 

O Mehrbelastungen der Gemeinden, 
die durch die vorgenannten Maßnah- 
men nicht ausgeglichen werden, müs- 
sen durch die Finanzausgleichsgesetze 
der Länder ausgeglichen werden. 

© Die Länder werden aufgefordert, jn 
ihren Finanzausgleichsgesetzen für 
1979 den Anteil der allgemeinen Finanz- 
mittel für die Gemeinden gegenüber 
den Zweckzuweisungen anzuheben. 
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KOALITION 

Auf Kosten 
der Steuerzahler 
E9on Bahr hatte der Jungen Union, 
dem RCDS und dem Bund der Deut- 
schen Katholischen Jugend vorgewor- 
fen: Auseinandersetzungen mit Kommu- 
nisten bestehe man nicht durch Knei- 
fen. Das Argument, daß solche Feste 
Gelegenheit zu kritischer Auseinander- 
setzung mit Kommunisten bieten wür- 
den, überzeugt nicht, erklärte MdB Mi- 
chael Glos. Es ist hinlänglich bekannt, 
daß die weltweit tätigen Frontorganisa- 
tionen der Kommunisten bestrebt sind, 
auch nichtkommunistische Gruppen für 
kommunistische Teil- und Nahziele zu 
gewinnen. Die Realität der 11. Weltju- 
gendfestspiele hat bewisen, daß diese 
Bedenken der CDU/CSU berechtigt wa- 
ren. 

°ie organisierte und vom deutschen 
Steuerzahler finanziell unterstützte Teil- 
nahme demokratischer Jugendgruppen 
aus der Bundesrepublik erhöhte den 
propagandawert der Veranstaltungen 
und wertete diese unangemessen auf. 
°ie Auswahl der Themen, die während 
der Festspiele behandelt wurden, war 
ebenfalls bezeichnend: Der Imperialis- 
mus der westlichen Welt und dabei vor 
allem die Rolle des amerikanischen Ge- 
heimdienstes sowie Kubas internationa- 
üstische Politik zugunsten der terroristi- 
schen „Befreiungsbewegungen" stan- 
den im Mittelpunkt der farbenprächti- 
gen Polit-Show. Kommentare kritischen 
'nhalts oder gar humanistische Forde- 
rungen an die Adresse Fidel Castros, 
der nach eigenen Angaben 3 000 politi- 

sche Gegner inhaftiert hält, kamen im 
offiziellen Programm nicht zum Zuge. 

Die demokratische Gruppe der bundes- 
deutschen Delegation konnte sich 
kaum in den eigenen Reihen gegenüber 
den kommunistischen Delegationsteil- 
nehmern durchsetzen. So ließen — laut 
Berichten — die Marxisten die Demo- 
kraten bei einer Diskussion mit der 
Palästinenserorganisation PLO aus 
dem Saal weisen. 
Die Bilanz der 11. Weltjugendfestspiele 
zeigt, daß die bundesdeutschen Ju- 
gendgruppen dem kommunistisch 
gesteuerten Festival lediglich den ent- 
sprechenden demokratischen Anstrich 
geben sollten. Es ist deshalb nach wie 
vor ein Skandal, daß diese Feigenblatt- 
funktion mit Geldern des deutschen 
Steuerzahlers unterstützt wird. 

Das verwaltete Chaos 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
brachte eine Kleine Anfrage zur „För- 
derung politischer Bildungsarbeit durch 
die Bundesregierung" ein. Als Begrün- 
dung   erklärte   MdB   Gerd    Langguth, 
mangelnde Koordination innerhalb der 
Bundesregierung habe zu höchst unter- 
schiedlichen  Vergaberichtlinien  einzel- 
ner   Ministerien   geführt,   wodurch   die 
Arbeit freier Träger sehr erschwert wer- 
de. Die Förderung der politischen Bil- 
dungsarbeit durch die Bundesregierung 
sei infolge einer mangelnden Gesamt- 
konzeption bestenfalls als ein „verwal- 
tetes Chaos"  zu  bezeichnen.   Darüber 
hinaus soll die Kleine Anfrage ein kla- 
res Bekenntnis der SPD/FDP-geführten 
Bundesregierung zur Arbeit der freien 
Träger bewirken, da gerade aus Aussa- 
gen     führender    sozialdemokratischer 
Politiker  ersichtlich  ist,  daß  die Rolle 
freier  Träger  in   der  Sozialdemokratie 
höchst umstritten ist. 
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SPD-Schaumschlägerei 
Zur Veröffentlichung des Aktionspro- 
gramms der SPD zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit erklärt der Vor- 
sitzende des Bundesfachausschusses 
Jugendpolitik der CDU, Hermann Kroll- 
Schlüter, MdB, die Vorlage eines sol- 
chen Aktionsprogramms sei das Einge- 
ständnis der führenden Bonner Regie- 
rungspartei, daß sie sich der Auseinan- 
dersetzung mit der von ihr selbst am 
Arbeitsmarkt und im Bildungswesen ge- 
schaffenen Wirklichkeit nicht länger 
entziehen könne. 

Die CDU bedauere es im Interesse der 
Zukunft der jungen Generation, daß der 
SPD im fünften Jahr einer bundeswei- 
ten   Jugendarbeitslosigkeit   nicht  mehr 
einfalle als die Auflistung  seit Jahren 
bekannter Analysen und von Einzelmaß- 
nahmen, die sie als Bonner Regierungs- 
partei   längst  hätte verwirklichen   kön- 
nen.   „Es   ist  an   Peinlichkeit   kaum   zu 
übertreffen, wenn das zuständige Vor- 
standsmitglied der SPD zu den wenigen 
großflächigen    Maßnahmen    des    Pro- 
gramms  wie  der Absenkung  der  Ein- 
gangsstufe   zum   höheren   Dienst   von 
A 13 auf A 12 oder der Einführung einer 
Arbeitsmarktabgabe   aller   Erwerbstäti- 
gen keinen Hinweis zu geben vermag, 
ob und wann eine entsprechende Ge- 
setzgebungsinitiative   der   SPD-geführ- 
ten Bundesregierung oder auch nur der 
SPD-Bundestagsfraktion    zu    erwarten 
sei", erklärte Kroll-Schlüter. 

1 600 hessische Schüler 
auf Mainzer Gymnasien 
Ein komplettes und nicht gerade klei- 
nes Gymnasium könnte inzwischen mit 
hessischen Schülern gefüllt werden, die 
täglich die Rheinbrücken passieren, um 
in Mainz auf rheinland-pfälzischem Bo- 
den eine solidere Schulbildung zu ge- 

nießen als im sozialistisch regierten 
Hessen. Nach Zählungen des rheinland- 
pfälzischen Kultusministeriums beträgt 
die Zahl der hessischen Schüler an 
Mainzer Gymnasien inzwischen 1 600. 

Auch Anhänger der SPD 
lehnten Koop-Schule ab 
Das Volksbegehren gegen die koopera- 
tive Schule in NRW ist auch von etli- 
chen SPD- und FDP-Anhängern unter- 
stützt worden. Eine jetzt vom Frankfur- 
ter Institut „Basisforschung" veröffent- 
lichte Umfrage ergab, daß 20 Prozent 
der Befragten sich zur SPD und 7 Pro- 
zent zur FDP bekannten. 67 Prozent 
bezeichneten  sich  als  CDU-Anhänger. 

Streit um FDP-Kurs 
in Hamburg 
Bei der Hamburger FDP hat jetzt zwei 
Monate nach der schweren Wahlnieder- 
lage vom 4. Juni die offene Auseinan- 
dersetzung um die Führung und damit 
auch den zukünftigen Kurs der Partei 
begonnen. Während sich die Parteivor- 
sitzende   und   Bundestagsabgeordnete 
Helga  Schuchardt  im fernen  Bali  von 
den Strapazen und Enttäuschungen der 
Vergangenheit erholt, kündigte der frü- 
here Bausenator Rolf Bialas an, er wer- 
de auf dem Landesparteitag Ende Okto- 
ber für das Amt des  Landesvorsitzen- 
den   kandidieren.   Auch   Helga   Schu- 
chardt — so jedenfalls der Stand vor 
ihrer Reise — wird sich zur Wahl stel- 
len. Gleich nach der Niederlage bei den 
Bürgerschaftswahlen,    bei    denen    die 
FDP von 10,9 Prozent auf weniger als 
5   Prozent   abrutschte   und   damit   aus 
dem    Parlament    ausscheiden    mußte, 
hatte Bialas scharfe Kritik am bisheri- 
gen Kurs geübt. Die Partei dürfe nicht 
länger links von der SPD Stellung be- 
ziehen und müsse sich wieder zwischen 
CDU und Sozialdemokraten ansiedeln. 
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UMWELTSCHUTZ 

Mit schönen Worten sind 
die großen Probleme nicht zu lösen 
„Ein Planet wird geplündert": Mit 
diesem Titel hatte Herbert Gruhl 
bekanntlich ein Buch geschrieben, 
das zum Bestseller wurde. Jeder, 
der Gruhl kennt, wird ihm glauben, 
daß er es mit einer wichtigen Sache 
ernst meint: Wie schaffen wir es, die 
Umwelt durch unsere materiellen 
Wünsche nicht immer mehr zu 
belasten? Wie können wir das 
Gleichgewicht der Kräfte der Natur 
wiederherstellen? 

Richard von Weizsäcker, MdB und 
stellvertretender Vorsitzender der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion, erklärte 
dazu: Wir haben ja erst allmählich ge- 
lernt, daß wir mit unseren erstaunlichen 
technischen und wirtschaftlichen Fort- 
schritten auch gefährliche Nebenwir- 
kungen ausgelöst haben, die die Natur 
gefährden. Die Vorreiter der Umweltpo- 
litik, zu denen Gruhl zweifellos gehört, 
hatten und haben es bei der Wirtschaft 
und den Gewerkschaften, bei der Büro- 
kratie, den Parlamenten und Parteien 
nicht leicht. Um so wichtiger ist ihre 
mahnende Stimme. 

Ihr Anliegen ernst zu nehmen, heißt, 
weder die Fragen zu überhören, die 
sich hier zu Wort melden, noch aus 
Opportunismus voreilige Zugeständnis- 
se zu machen, nur um lästige Wettbe- 
werber loszuwerden. Vielmehr geht es 
darum, sich kritisch damit auseinander- 
zusetzen. 

Leider wird dies durch die Gründung 
der „Grünen Aktion Zukunft" (GAZ) im 
Sinne des Umweltschutzes nicht er- 
leichtert. In ihrem Programm erklärt 
sich diese Organisation von H. Gruhl 
der Verantwortung für künftige Genera- 
tionen verpflichtet. Das ist gut. Aber wie 
es konkret zu erreichen ist, erfährt man 
nicht. 
Jeder Mensch hat Anspruch auf eine 
sinnvolle Tätigkeit, so heißt es in einer 
der Programmziffern. In einer anderen 
wird festgestellt: Die Kernenergie ist 
überflüssig. Damit wird wahrlich kein 
ernstzunehmender Beitrag für die Lö- 
sung des Konfliktes geliefert, der zwi- 
schen unserer Verpflichtung für Vollbe- 
schäftigung zu Hause und für Energie- 
versorgung der Entwicklungsländer 
einerseits und dem berechtigten 
Wunsch nach geringerem Energiever- 
brauch andererseits besteht. 
,,Alles muß einfacher werden: der 
Mensch, die Verwaltung, die Technik, 
der Verkehr." Oder an anderer Stelle: 
.,Das Ziel ist eine angstfreie und selb- 
ständige Persönlichkeit." 
Mit solch schönen Sentenzen lösen wir 
die großen Probleme unseres techni- 
schen Zeitalters nicht. Die Auseinander- 
setzung um die Sache des Umweltschut- 
zes gehört nicht ins Abseits unpoliti- 
scher Träume, sondern in den harten 
politischen Alltag. 
Vor allem aber ist es ein bedauerlicher 
Irrtum zu glauben, daß es dem Umwelt- 
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schütz nütze, wenn man ihn isoliert, ein 
besonderes politisches Programm auf 
ihm aufbaut und ihn den Volksparteien 
und großen Verbänden überhaupt strei- 
tig macht. 

Auf diesem Weg wird aus dem Umwelt- 
schutz auf die Dauer eine Mischung 
unproduktiver Protesthaltungen und 
elitärer Programmatik. Es geht gerade 
nicht um eine isolierende Umweltpolitik, 
sondern darum, Vollbeschäftigung, Lei- 
stungen für die Entwicklungsländer, 
Verkehrsfragen und Siedlungspolitk im 
Einklang mit dem Schutz der Umwelt zu 

lösen. Nur wer alle diese Fragen in 
ihrem Zusammenhang aufgreift, handelt 
verantwortlich. 

Die Umwelt ist also ein entscheidender 
Aspekt unserer Politik, der allzu oft zu 
kurz kommt. Wir müssen das tiefsitzen- 
de Unbehagen ernst nehmen, das sich 
deshalb verbreitet hat. Aber eine be- 
sondere Umweltpartei, die ihr Thema 
aus dem politischen Gesamtzusammen- 
hang herausdestilliert, anstatt es zum 
Bestandteil des Denkens und Handelns 
von uns allen zu machen, schadet damit 
ihrem eigenen Ziel. 

FDP-Austritte nicht verwunderlich 
FDP-Bundesgeschäftsführer Verheugen 
hat eine selbstkritische Bestandsauf- 
nahme herausgegeben, in der er dar- 
auf hinweist, daß die FDP zwischen 1969 
und 1976 insgesamt 30 000 Mitglieder 
verloren hat. In den Jahren 1975 und 
1976 war die Abwanderungsquote mit 
8 500 Austritten weitaus höher als zu 
Beginn der SPD/FDP-Regierungskoali- 
tion. Dazu stellte Alfred Dregger u. a. fest: 

1. Dieser Massenexodus der FDP ist 
nicht verwunderlich. Er hängt mit der 
einseitigen Linksfestlegung der Partei 
zusammen. Eine Partei wie die FDP, die 
in Hessen vor der Landtagswahl des 
8. Oktober erklärt, sie habe nach dem 
Desaster von Hamburg und Niedersach- 
sen keinen Spielraum mehr für koali- 
tionspolitische Experimente, zeigt ihre 
Handlungsunfähigkeit. Eine manövrier- 
unfähige Partei, deren Politik aber nur 
von kurzfristigen Überlebensinteressen 
bestimmt ist und die kein liberales Pro- 
fil mehr hat, ist für Liberale unattraktiv. 

2. Eine   Partei   wie  die   FDP,   die   ihre 
Schlüsselrolle   als   kleinste   Partei   im 

parlamentarischen Dreiparteiensystem 
nicht mehr dazu nutzt, als liberales Kor- 
rektiv allzulange an der Macht befindli- 
che Parteien abzulösen, sondern wie in 
Hessen auch nach 33jähriger unaufhör- 
licher sozialistischer Vorherrschaft die 
verbrauchte Regierungspartei stützt 
schafft Verdruß bei Liberalen. Denn ge- 
rade liberale Bürger sind für die Not- 
wendigkeit des Wechsels nach allzulan- 
ger Machtausübung sensibilisiert. Purer 
Machtopportunismus hat keine Anzie- 
hungskraft. 

3. Eine Partei, deren Juniorenorganisa- 
tion — die Jungdemokraten — sich mit 
ihren kollektivistischen und teilweise 
systemverändernden Vorstellungen 
kaum von den Jungsozialisten unter- 
scheidet, macht Liberalen keine Hoff- 
nung auf die Rückgewinnung des libe- 
ralen Profils. 

4. Verheugen hat selbst davon gespro- 
chen, daß „Cliquenwirtschaft" und 
„Pöstchenjägerei" häufige Austritts- 
gründe sind. Hessen ist dafür ein mar- 
kantes Beispiel. 
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ARBEITSLOSE 

Union bereitet Programm vor: 
Gezielte Hilfe für Problemgruppen 
Ende Mai 1978 gab es 912 997 
Arbeitslose. Eine Zahl — eine 
Meldung! Zu den ersten Ergeb- 
nissen aus der Erhebung der 
Struktur der Arbeitslosen von Ende 
Mai 1978 nimmt der Vorsitzende der 
Arbeitnehmergruppe der Bundes- 
tagsfraktion, Adolf Müller-Rem- 
scheid wie folgt Stellung: 

Viel zuwenig wird in der Öffentlich- 
keit beachtet, daß der 31. Mai 

gleichzeitig der Stichtag für die Struktur- 
untersuchung der Arbeitslosen ist. Der 
nächste Stichtag ist dann wieder der 
30. September. Rund vier Monate nach 
dem Stichtag werden die ausführlichen 
Ergebnisse bekanntgegeben. Die aus- 
führlichen Ergebnisse von Ende Mai 
1978 werden somit Ende September von 
der Bundesanstalt veröffentlicht. 

Vorab die ersten Zwischenergebnisse 
der Strukturuntersuchung von Ende 
Mai 1978: 

Die Zahl der Arbeitslosen, die bereits 
ein Jahr und länger arbeitslos waren, 
erhöhte sich gegenüber der gleichen 
Vorjahreszeit um 31 600 oder 18,4 Pro- 
zent auf 202 900. 

Ende Mai 1978 waren 118 300 Erwerbs- 
personen, die 55 Jahre und älter wa- 
ren, arbeitslos. Das sind 7 200 oder 
6,5 Prozent mehr als ein Jahr zuvor. 

Ende Mai 1978 gab es 263 200 Arbeitslo- 
se mit gesundheitlichen Einschränkun- 
gen, 26 200 oder 11,1 Prozent mehr als 
bei der letzten Strukturuntersuchung. 

Der Anteil der Arbeitslosen mit gesund- 
heitlichen Einschränkungen an der Ge- 
samtarbeitslosenzahl beträgt jetzt 28,8 
Prozent, nach 26,8 Prozent Ende Sep- 
tember 1977 und 25 Prozent Ende Mai 
1977. 

55,5 Prozent (oder 507 100) Arbeitslose 
hatten Ende Mai 1978 keine abge- 
schlossene Berufsausbildung, Ende Mai 
1977 betrug der Anteil 54,3 Prozent. 
Damit stieg der Anteil der ungelernten/ 
angelernten Kräfte unter den Arbeitslo- 
sen. 

18,4 Prozent oder 168 300 der Arbeitslo- 
sen waren zuvor Angestellte mit geho- 
bener Tätigkeit. 

Die ersten Ergebnisse der Strukturun- 
tersuchung zeigen deutlich, daß für die 
Problemgruppen unter den Arbeitslosen 
gezielt Maßnahmen eingeleitet werden 
müssen. 

Dazu gehören auch Maßnahmen für 
Schwerbehinderte, jugendliche Arbeits- 
lose, instabil Beschäftigte, arbeitslose 
Teilzeitkräfte, contergangeschädigte 
Jugendliche und arbeitslose Frauen. 

Die Union wird noch im Herbst ihr Pro- 
gramm der gezielten Hilfen für die Pro- 
blemgruppen vorlegen. 

Die Erweiterung des arbeitsmarktpoliti- 
schen Instrumentariums ist wichtig, um 
zumindest den Status quo zu erhalten. 
Die Union weist ausdrücklich darauf 
hin, daß ohne eine florierende Wirt- 
schaft die Arbeitslosigkeit in ihrer Ge- 
samtheit nicht beseitigt werden kann. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Neu im Angebot: 

Politisches 
Programm 
***** der 

*r 3 * Europäischen 
%' J Volkspartei 

CDU 
undfrei 

Das .Politische Programm der Europäi- 
schen Volkspartei" liegt inzwischen ge- 
druckt vor. Die Abbildung zeigt die Titel- 
seite der insgesamt 32 Seiten umfas- 
senden  Broschüre. 

Angesichts der bevorstehenden Europa- 
wahlen ist das EVP-Programm eine be- 
sonders wichtige Arbeitsunterlage für 
alle CDU-Verbände. 

Mindestabnahme: 100 Exemplare 

Preis: 36,— DM pro 100 Exemplare 

Bestell-Nr.: 3885 

CDU-Ideenbuch 

CDU 

Mitglieder und Verbände der CDU ha- 
ben in den letzten Jahren ihre Aktivitä- 
ten vervielfacht. Mit beispielloser Phan- 
tasie entstanden Ideen, Initiativen und 
Aktionen. 
Unter der Bezeichnung „Woche der 
CDU, eine Volkspartei stellt sich vor", 
wurden wahre CDU-Festivals mit bun- 
ten Programmen von der Politik, über 
Kinderfeste bis zur Altenbetreuung 
durchgeführt. Fazit: Sympathien und Zu- 
spruch für die Volkspartei CDU. 
Für Aktionen am Ort, für das Wohl der 
Bürger wirbt auch das CDU-Ideenbuch- 
Die Ideen müssen vom Leser, je nach 
örtlichen Voraussetzungen^ ergänzt, ge- 
kürzt oder angepaßt werden. 
Dieses Regiebuch unterscheidet sich 
von seinen Vorgängern. Elf Regiebücher 
geben Anleitungen für praktische Par- 
teiarbeit  mit   konkreten   Aufgabenstel- J 
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•ungen in den CDU-Verbänden; Mitglie- 
derwerbung,   Wahlkampf,   Pressearbeit 
usw. Das CDU-Ideenbuch will dagegen 
anregen. Der Leser soll den Inhalt der 
Aktivitäten im Verband selber erfinden. 
Die Beispiele des Buches wollen dabei 
seinen Erfindungsgeist mobilisieren. 
Mindestabnahme: 25 Exemplare 
Preis: 12,50 DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4802 

Regiebuch 1: 
Mitgliederwerbung 

Mindestabnahme: 25 Exemplare 
Preis: 12,50 DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4094 

Regiebuch 2: 
Neubürgerbetreuung 

Mindestabnahme: 25 Exemplare 
Preis: 12,50 DM pro 25 Exemplare 

Bestell-Nr.: 4095 

Regiebuch 3: 
Mitgliederinitiativen 

Mindestabnahme: 25 Exemplare 
Preis: 25,— DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4140 

Regiebuch 4: 
Wahlkampf 

Mindestabnahme: 25 Exemplare 
Preis: 25,— DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4177 

Regiebuch 5: 
Kommunalwahlkampf 
Mindestabnahme: 25 Exemplare 

Preis: 17,25 DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4320 

Regiebuch 6: 
Pressearbeit 

Mindestabnahme: 25 Exemplare 
Preis: 10,25 DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4369 

Regiebuch 7: 
Vorpolitischer Raum 

Mindestabnahme: 25 Exemplare 
Preis: 12,50 DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4395 

Regiebuch 8: 
Großstadtarbeit 
Mindestabnahme: 25 Exemplare 

Preis: 12,50 DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4473 

Regiebuch 9: 
öffentliche Veranstaltungen 

Mindestabnahme: 25 Exemplare 
Preis: 12,50 DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4495 

Regiebuch 10: 
CDU-Zeitung 

Mindestabnahme: 25 Exemplare 
Preis: 37,50 DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4800 

Regiebuch 11: 
Kritisches Fernsehen 

Mindestabnahme: 25 Exemplare 
Preis: 12,50 DM pro 25 Exemplare 
Bestell-Nr.: 4801 

Bestellungen an das IS-Versandzentrum, 4830 Gütersloh 1, Postfach 66 66, Telex 9 33 753 
iserv d. Alle Preise verstehen sich Inkl. Verpackungs- und Frachtkosten zuzügl. Mehrwert- 
steuer. Eilzustellungen müssen gesondert berechnet werden. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
5300 BONN 
ARGELANDERSTRASSE 173 
POSTVERTRIEBSSTOCK 
Z 8398 DX 
GEBOHR BEZAHLT 

TERMINE 

19. 8. BV Südbaden, 
Bezirksparteiausschuß 

23.124. 8. LV Westfalen-Lippe, 
Kreisgeschäftsführertagung, 
Gütersloh 

26. 8. LV Westfalen-Lippe, 
Mittelstandsvereinigung. 
Landestagung, Bochum 

28. 8. LV Rheinland-Pfalz, 
Landesvorstand, Mainz 

28. 8. EAK d. CDU/CSU — Bund, 
Zielgruppengespräch mit Pfarrern, 
Presbytern und kirchlichen 
Mitarbeitern, Eßlingen 
KPV d. CDU/CSU — Bund, 
Bundesvorstand und 
Hauptausschuß, Bonn 
LV Westfalen-Lippe, 
Landesparteitag, Olsberg 

2.9. LV Hessen, Landesparteitag, 
Kriftel 

2. 9. LV Rheinland-Pfalz, 
Frauenvereinigung, Landestag, 
Mainz 

2. 9. LV Schleswig-Holstein, 
Landesvorstand, Kiel 

2.9. LV Schleswig-Holstein, 
Klausurtagung des 
Landesvorstandes, der 
Landtagsabgeordneten. 

1.9. 

2.9. 

4.9. 

4.9. 

4.9. 

4.9. 

5.9. 

5.9. 

6.9. 
8.9. 

8.19. 9. 

9.9. 

9.9. 

9.9. 

11.9. 

11.9. 

12.9. 

Kreisvorsitzenden und 
Kreisgeschältstührer, Kiel 
Union der Vertriebenen und 
Flüchtlinge — Bund, Vorstand, 
Nürnberg 
CDU — Bund, Präsidium, 
St. Augustin 
LV Baden-Württemberg, Präsidium 
und Landesvorstand, Stuttgart 
LV Saar, Landesvorstand, 
Saarbrücken 
LV Rheinland, 
Kreisgeschäftstührerkonterenz, 
Köln 
LV Rheinland-Pfalz, 
Landesparteiausschuß, Mainz 
LV Berlin, Landesvorstand, Berlin 
LV Rheinland, Landesvorstand, 
Köln 

CDU — Bund, Sozialausschüsse, 
Bundesvorstand 
LV Baden-Württemberg, 
Landesparteitag, Forst/Bruchs. 
LV Schleswig-Holstein, 
Landesvorstand, Kiel 
LV Schleswig-Holstein, 
Sozialausschüsse, 
Landesausschuß, Bad Bramstedt 
LV Saar, Landesvorstand, 
Saarbrücken 
CDU Niedersachsen, 
Landesvorstand, Hannover 
CDU —Bund, 
Erweiterter Bundesvorstand, Bonn 
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